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Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung 


Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 827. Sitzung am 3. November 
2006 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 5 Abs. 2 

Artikel 5 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Artikel 1 ist im fünften des auf die Verkündung folgen- 
den Kalenderjahres unter Einbeziehung eines wissen- 
schaftlichen Sachverständigen, der im Einvernehmen 
mit dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat be- 
stellt wird, zu evaluieren.“ 

Begründung 

Eine Befristung der Antiterrordatei ist aus verfassungs- 
rechtlicher Sicht nicht geboten. Der Gesetzgeber hat ein 
weites Ermessen hinsichtlich der Ausgestaltung der Kon- 
trolle, der von ihm erlassenen Gesetze. Gegen die auto- 
matische Verfallsklausel sprechen zum einen die nicht 
unerheblichen Investitionen der Sicherheitsbehörden für 
die Einrichtung und den Betrieb der Antiterrordatei. Zum 
anderen setzt eine Befristung die falschen Signale im 
Hinblick auf die dauerhafte Herausforderung durch den 
internationalen Terrorismus. 

Bei der Anstellung eines wissenschaftlichen Sachver- 
ständigen zur Evaluation des Antiterrordateigesetzes ist 
auch der Bundesrat zu beteiligen. 

2. Zum Gesetzentwurf allgemein: 

Der Bundesrat unterstreicht die Bedeutung der Einrich- 
tung einer gemeinsamen Antiterrordatei des Bundes und 
der Länder. Sie beschleunigt und erleichtert den Infor- 
mationsaustausch zwischen Polizeien und Nachrichten- 
diensten des Bundes und der Länder und ist deshalb ein 
wichtiges Instrument für eine erfolgreiche Bekämpfung 
des internationalen Terrorismus. 


Dessen ungeachtet sieht der Bundesrat weiteren gesetzge- 
berischen Handlungsbedarf zur Verbesserung der Ab- 
wehr und Verfolgung terroristischer Straftaten. Das Auto- 
bahnmautgesetz schließt eine Übermittlung, Nutzung 
oder Beschlagnahme der Mautdaten und der Kontrollda- 
ten nach anderen Rechtsvorschriften ausdrücklich aus. 
Die enge Zweckbindung des Autobahnmautgesetzes für 
die Maut- und Kontrolldaten muss gelockert werden, um 
sie zur Verfolgung schwerer Straftaten und zur Abwehr 
erheblicher Gefahren für die zuständigen Behörden nutz- 
bar zu machen. Dies dient nicht nur der Bekämpfung 
schwerer Allgemeinkriminalität, sondern insbesondere 
auch der Terrorismusbekämpfung. Das hohe terroristi- 
sche Gefahrdungspotenzial erfordert es, die unterschied- 
lichsten Begehungsmodalitäten in die Abwehrstrategie 
einzubeziehen, um einen effektiven Schutz der Bevölke- 
rung zu gewährleisten. 

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, rasch 
einen entsprechenden Gesetzentwurf zur Anpassung des 
Autobahnmautgesetzes vorzulegen. 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen des Bun- 
desrates wie folgt Stellung: 

Zu Nummer 1 (Artikel 5 Abs. 2) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Befristung des ATDG ist zwar aus verfassungsrecht- 
licher Sicht nicht geboten, aber zweckmäßig. Sie dient dazu, 
dass der Gesetzgeber im Rahmen der Evaluierung fest- 
gestellte Möglichkeiten zur Verbesserung dieses wichtigen 
Instruments zur Bekämpfung des internationalen Terroris- 
mus schnellstmöglich umsetzt. 

Eine Beteiligung des Bundesrates bei der Anstellung eines 
wissenschaftlichen Sachverständigen für die Evaluation ist 
nach Auffassung der Bundesregierung nicht erforderlich. 
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Zu Nummer 2 (zum Gesetzentwurf allgemein) 

Die Bundesregierung begrüßt, dass der Bundesrat den Ge- 
setzentwurf unterstützt und insbesondere in der Antiterror- 
datei ebenfalls ein wichtiges Instrument für eine erfolg- 
reiche Bekämpfung des internationalen Terrorismus sieht. 
Die Bundesregierung erkennt an, dass neben diesem Gesetz 
weitere Maßnahmen zur Verbesserung der Abwehr und der 
Verfolgung terroristischer Straftaten erforderlich werden. 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf nicht in unmittel- 
barem Zusammenhang steht nach Auffassung der Bundes- 
regierung eine Änderung des Autobahnmautgesetzes mit 
dem Ziel, Autobahnmautdaten für die Zwecke der Straf- 
verfolgung und Gefahrenabwehr verfügbar zu machen. Ein 
entsprechender Gesetzentwurf zur Änderung des Auto- 
bahnmautgesetzes wird derzeit zwischen den Ressorts der 
Bundesregierung abgestimmt. 
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